
 

 

Pressemitteilung zum Positionspapier „Pflichtbeiordnung von Anwält*innen in der 
Abschiebungshaft“     Essen, 12. Oktober 2022 

 

Gesetzeslücke endlich schließen: Menschen in Abschiebehaft  

brauchen einen Pflichtanwalt! 

 

Mehr als 50 Organisationen fordern den Bundestag sowie die 

Bundesminister*innen Nancy Faeser, Dr. Marco Buschmann und Lisa Paus auf, 

Menschen, die sich in Abschiebehaft befinden, Anwält*innen zur Seite zu stellen 

und das gesetzlich vorzuschreiben. Dass dies bislang nicht verpflichtend ist, sei 

„eines Rechtsstaates unwürdig“, so die Unterzeichner eines Positionspapiers.   

   

Immer wieder landen in Deutschland Menschen in Abschiebehaft und werden somit ihrer Freiheit 

beraubt, ohne dass sie sich dagegen wehren können. Mehr als fünfzig Organisationen aus dem 

gesamten Bundesgebiet kritisieren diese Praxis in einem Positionspapier scharf. Sie fordern das 

Bundesinnenministerium, das Bundesjustizministerium, das Bundesfamilienministerium sowie 

Mitglieder ausgewählter Bundestagsausschüsse auf, analog zur Pflichtverteidigung im Strafprozess auch 

eine Pflichtbeiordnung von Anwält*innen in Verfahren zur Anordnung von Abschiebungshaft gesetzlich 

einzuführen. Eine entsprechende Möglichkeit bietet das angekündigte neue Gesetzespaket zum 

Migrationsrecht.  

 

Die Organisationen begründen ihre Forderung damit, dass es in der Abschiebungshaft immer wieder zu 

schwerwiegenden Verfahrensfehlern kommt, die meist erst durch anwaltliche Unterstützung korrigiert 

werden können. Die Betroffenen kennen sich mit dem in Deutschland geltenden Rechtssystem nicht 

hinreichend aus, um sich wirksam gegen die Anordnung oder Verlängerung der Haft wehren zu können. 

„Gegenüber der die Haft beantragenden Behörde sind die Betroffenen somit offensichtlich in einer 

unterlegenen Position“, heißt es in dem Papier. „Ohne eine anwaltliche Vertretung sehen sie sich hilflos 

einem Verfahren ausgesetzt, das sie nicht verstehen und deshalb auch nicht beeinflussen können, als 

dessen Ergebnis die Menschen aber ihre Freiheit verlieren. (…) Gefangene, die eine*n Anwält*in nicht 

bezahlen können, sind somit nicht in der Lage, ihre Rechte effektiv wahrzunehmen. Das ist eines 

Rechtsstaats nicht würdig und sollte unbedingt geändert werden.“ 

 

Zu den Unterzeichnern gehören unter anderem PRO ASYL, Amnesty International, Diakonie, Caritas, 

Jesuiten-Flüchtlingsdienst, terre des hommes, der Deutsche Anwaltverein, der Republikanische 

Anwaltverein und die Neue Richtervereinigung.  

 

 

 

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Pflichtanwalt-Positionspapier.pdf?vgo_ee=sRopZ2ld%2BMs%2FTW%2BXgOAaJw%3D%3D


 

 

 

Menschen werden inhaftiert, ohne dass sie eine Straftat begangen haben  

 

In der Abschiebungshaft wird einer Person die Freiheit entzogen, ohne dass sie eine Straftat begangen 

hat. Die Haft sichert lediglich die Abschiebung, also den Vollzug eines Verwaltungsaktes. 

Abschiebungshaft löst großes Leid aus: Je länger die Menschen sich in einem solchen Gewahrsam 

befinden, umso größer wird der seelische und körperliche Schaden. Sind Kinder involviert, weil etwa 

der Vater oder die Mutter in Abschiebungshaft genommen wurde, kann dies zudem langfristige Folgen 

für das körperliche und seelische Wohl der Kinder bedeuten. Auch werden immer wieder Minderjährige 

rechtswidrig inhaftiert, weil Alterseinschätzungen nicht gewissenhaft vorgenommen werden und in 

Folge fehlerhaft sind. 

 

Mit diesem Freiheitsentzug wird also massiv in die Grundrechte der betroffenen Person eingegriffen. In 

unserem Rechtsstaat werden deshalb an einen Haftbeschluss hohe formale und inhaltliche 

Anforderungen gestellt. Diesen Anforderungen wird die Praxis in der Abschiebungshaft häufig nicht 

gerecht; valide Schätzungen gehen von rund fünfzig Prozent fehlerhaften Inhaftierungen aus. Bei einer 

derart hohen Fehlerquote drohen rechtsstaatliche Grundsätze ihre generelle Gültigkeit zu verlieren. 

Eine Ursache für die Fehlerquote ist, dass Betroffene, die oftmals mittellos sind und denen es an System- 

und Sprachkenntnissen fehlt, ohne professionellen Beistand vor Gericht keine Chance haben, ihre 

Grundrechte zu verteidigen. „Die Freiheitsentziehung stellt das schärfste Schwert unseres 

Rechtssystems dar“, fassen die Unterzeichner zusammen. Um den Rechtsstaat durchzusetzen und das 

Leid der Betroffenen zu mindern, braucht es deshalb eine Pflichtbeiordnung von Anwält*innen.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

Inka Jatta (ProAsyl/Flüchtlingsrat Essen e.V.) 


